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Vorwort 

Liebe Schülerinnen und Schüler, 
 
der vorliegende Band Geschichte 1 ermöglicht Ihnen eine gezielte und effek-
tive Vorbereitung auf alle Prüfungen im Fach Geschichte. Hierzu werden die 
wichtigsten prüfungsrelevanten Themen übersichtlich und prägnant darge-
stellt. Es wird immer mehr von Ihnen verlangt, sich selbstständig und eigen-
verantwortlich auf den Unterricht sowie auf bevorstehende Klausuren und 
das Abitur vorzubereiten. Dabei hilft Ihnen dieses Buch. 

• Die Kapitel enthalten das in der Abiturprüfung vorausgesetzte Basiswissen 
an Fakten in zusammenhängender und strukturierter Form. Einstiegsbilder 
zu jedem Kapitel ermöglichen eine inhaltliche Annäherung vor der ersten 
Lektüre und erleichtern den Einstieg. 

• Die darstellenden Textpassagen sind klar strukturiert und übersichtlich ge-
gliedert. Zusammenfassende Bewertungen auf dem neuesten Stand der 
fachwissenschaftlichen Forschung leiten das jeweilige Thema und sollen 
dem Bearbeiter eine grundlegende Orientierung ermöglichen. 

• Zeittafeln und ein Stichwortverzeichnis ermöglichen Ihnen einen 
schnellen Überblick und den sicheren Zugriff auf relevante Informationen. 

• Zusammenfassende Schaubilder erleichtern das Lernen und bieten Ansätze 
für eigene Präsentationen von geschichtlichen Zusammenhängen. 

• Mit den vielfältigen Übungsaufgaben am Ende jedes Kapitels und mate-
rialgestützten Aufgaben im Stil des Abiturs, die als Basis alle in den 
Prüfungen verwendeten Quellenarten von Texten über Karikaturen bis hin 
zu Fotografien enthalten, können Sie das Gelernte selbstständig anwenden. 

• Der umfassende Lösungsteil am Ende des Bandes gibt Ihnen schließlich die 
Möglichkeit, Ihren Wissensstand schnell und einfach zu überprüfen. Die 
wichtigsten Bewertungen, Zusammenhänge und Fakten werden dort noch 
einmal zusammenfassend aufbereitet. 

Ich wünsche Ihnen viel Erfolg bei der Arbeit mit diesem Buch!  

 
Dr. Johannes Werner 
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„Lückentheorie“: Ein Fall wie der Konflikt um die Heeresreform zwischen 
Monarch und Parlament sei in der Verfassung nicht vorgesehen, deswegen dürfe 
der König als Verfassungsgeber ohne Zustimmung des Landtags die erforderli-
chen Gelder erheben. Die Landtagsmehrheit lehnte Bismarcks Vorgehen ab und 
blockierte das politische System Preußens. 

Das Verhalten Bismarcks in der Verfassungsfrage markierte einen Grundsatz 
seiner Politik: den Vorrang des mithilfe der Macht Durchsetzbaren gegenüber 
verfassungsrechtlichen Erwägungen, als „Realpolitik“ bezeichnet. 

Im Innern war Bismarcks Strategie schließlich erfolgreich: Der preußische 
Landtag nahm nach dem gewonnenen Krieg von 1866 eine „Indemnitätsvor-

lage“ an, in der Bismarck das Budgetrecht des Landtags bestätigte, dafür aber für 
seinen Verfassungsbruch gleichfalls amnestiert wurde, indem der Landtag die 
Heeresreform nachträglich billigte. Die Annahme der Vorlage führte zur Spal-
tung der Liberalen in eine bismarckfreundliche „nationalliberale“ und eine 
oppositionelle „fortschrittliche“ Partei. 

1. 2 Der preußisch-österreichische Dualismus  
und die Einigungskriege (1864 –1870) 

Wiedererrichtung des Deutschen Bundes 

Nachdem der preußische König 1849 die Kaiserkrone abgelehnt hatte, zog 
Österreich seine Abgeordneten aus der Paulskirche zurück. Andere Regierungen 

folgten, bis nur noch ein Rumpfparlament unter dem Einfluss der demokrati-
schen Linken übrig blieb. Diese riefen zum Aufstand auf und verlegten das Parla-
ment nach Stuttgart, wo es im Sommer 1849 durch württembergisches Militär 
gewaltsam aufgelöst wurde. Erhebungen von Radikalen in Sachsen, Baden und 

in der Pfalz blieben erfolglos. Damit war der Versuch, den nationalen und libera-
len deutschen Gesamtstaat aus der Kraft des Volkes zu schaffen, fehlgeschlagen. 

Es scheiterte in der Folge auch ein preußischer Plan zu einem Staatenbund 
mit dem Namen „Deutsche Union“. Als Exekutive war ein Fürstenrat unter 
dem erblichen Vorsitz Preußens vorgesehen, als Legislative ein Bundesparla-

ment mit zwei Kammern, wobei das „Staatenhaus“ von den Regierungen der 
Einzelstaaten beschickt und das „Volkshaus“ nach dem Dreiklassenwahlrecht 
von der Bevölkerung der Einzelstaaten gewählt werden sollte. Die Deutsche 
Union wurde 1849 gegründet, ihr traten 24 deutsche Fürsten bei. Da diese auf 
die kleindeutsche Lösung unter preußischer Führung hinauslief, brachte Öster-
reich sie im Zusammenspiel mit Russland zum Scheitern: Preußen musste im 
Vertrag von Olmütz (29. 11. 1850) auf die Unionspläne verzichten und in 
den Bundestag zurückkehren, in dem Österreich die Führungsrolle innehatte.  

https://www.stark-verlag.de/YG001?utm_source=produktseite&utm_medium=pdf&utm_campaign=leseprobe


 62 r Das Kaiserreich  

Bismarcks Strategie 

Die folgende außenpolitische Entwicklung bis zur Reichsgründung 1871 wurde 
maßgeblich durch die Zielsetzung und die überlegene politische Strategie Bis-
marcks bestimmt: Als preußischer Patriot wollte Bismarck die kleinste der euro-
päischen Mächte mithilfe eines von Preußen dominierten kleindeutschen 
Reichs zu einer gleichwertigen europäischen Großmacht ausbauen. Dazu muss-
te er Österreich als Führungsmacht des Deutschen Bundes ausschalten und die 
süddeutschen Staaten für sich gewinnen. 

Bismarck konnte dabei mit der nationalen Begeisterung des liberalen Bürger-
tums rechnen und so den inneren preußischen Konflikt zwischen Königtum 
und Landtag durch die Einigungspolitik auf die Außenpolitik verlagern (und 
letztlich gewinnen).  

Deutsch-Dänischer Krieg (1864) 

Bismarck spielte die nationale Karte das erste Mal im Krieg gegen Dänemark 
1864 aus: Schleswig und Holstein waren seit 1460 mit dem Königreich Däne-
mark in Personalunion vereint. Aufgrund unterschiedlichen Erbrechts schien 
sich vor der Revolution 1848/49 die Loslösung des überwiegend deutschspra-
chigen Schleswig-Holsteins anzubahnen. Darüber kam es zu einem Krieg zwi-
schen Dänemark und Preußen, das aber aufgrund einer englisch-russischen 
Interventionsdrohung den Kampf abbrechen musste. 1850 und 1852 einigten 
sich die fünf europäischen Großmächte auf die zwei sogenannten Londoner 

Protokolle. Dort garantierte der dänische König Österreich und Preußen die 
Selbstständigkeit und Zusammengehörigkeit der beiden Herzogtümer.  

1863 verleibte sich Dänemark dennoch Schleswig ein, dessen nördlicher Teil 
von Dänen bewohnt war und das im Gegensatz zu Holstein nicht zum Deut-
schen Bund gehörte. Darauf forderte die national denkende öffentliche Mei-
nung Deutschlands die gewaltsame Loslösung beider Länder von Dänemark 
und ihren Anschluss an den Deutschen Bund. Dänemark lehnte die Forderung 
ab, die vertraglich verbotene Einverleibung Schleswigs rückgängig zu machen. 
Es verlor deshalb die Unterstützung der neutralen Großmächte und wurde 
1864 von Österreich und Preußen durch einen Feldzug zur Abtretung der bei-
den Herzogtümer gezwungen (Frieden von Wien, 30. 10. 1864). 

Der deutsche Krieg (1866) 

Nach dem Sieg kam es zwischen Österreich und Preußen zu Meinungsverschie-
denheiten über die Zukunft Schleswig-Holsteins. Bismarck wollte die beiden 

Herzogtümer in einen preußischen Satellitenstaat, Österreich in ein souveränes 
Mitglied des Deutschen Bundes umwandeln. Man einigte sich schließlich 1865 

https://www.stark-verlag.de/YG001?utm_source=produktseite&utm_medium=pdf&utm_campaign=leseprobe


    Der Weg zur Reichsgründung (1848 –1871) r 63 

(Gasteiner Abkommen) auf eine provisorische Verwaltungsteilung: Öster-
reich erhielt Holstein, Preußen Schleswig.  

Nach schweren Spannungen zwischen den Mächten wegen des Status der 
Provinzen legte Österreich die Entscheidung über die Zukunft Schleswigs und 
Holsteins unter Nichtbeachtung des Gasteiner Abkommens in die Hand des 
Deutschen Bundestags. Preußen sah dies als Provokation und besetzte einen 
Teil des von Österreich verwalteten Holsteins (Juni 1866). Wegen dieses Ge-
waltaktes erreichte Österreich im Deutschen Bundestag die Mobilmachung ge-
gen Preußen. Preußen seinerseits erklärte die Bundesakte für „gebrochen“ und 
damit den Deutschen Bund für „erloschen“ und griff Österreich und seine 
Verbündeten an. Bereits nach zwölf Tagen entschied die Schlacht bei König-

grätz (3. 7. 1866) in Böhmen den Krieg zugunsten Preußens. 
Bismarck setzte in der preußischen Führung den Verzicht auf die Annexion 

österreichischer Territorien durch, dafür stimmte Österreich der Auflösung des 
Deutschen Bundes, der Annexion von Hannover, Kurhessen, Nassau, Schles-
wig-Holstein und Frankfurt durch Preußen und der Gründung eines Nord-

deutschen Bundes unter preußischer Führung (1867) zu.  

Der Norddeutsche Bund 
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Damit schied Österreich aus Deutschland aus und orientierte sich außenpo-
litisch fortan nach Südosten. Preußen wurde ein mächtiger geschlossener Län-
derblock von Saarbrücken bis zur Memel. Die internationale Unabhängigkeit 
Bayerns, Württembergs und Badens musste Bismarck auf Verlangen Frank-
reichs aber anerkennen. 

Der Deutsch-Französische Krieg (1870/ 71) 

Der französische Kaiser Napoleon III. wurde nach 1860 durch eine starke libera-
le und republikanische Opposition bedrängt und versuchte, seine Herrschaft 
durch außenpolitische Erfolge zu stabilisieren. 1866 hatte er deshalb Bismarck 

die Neutralität Frankreichs gegen erhoffte territoriale Kompensationen an seiner 
Ostgrenze zugesagt. Nach dem preußischen Sieg verweigerte Bismarck Frank-
reich, das u. a. an der bayerischen Rheinpfalz interessiert war, aber territoriale 
Gewinne. Die süddeutschen Staaten konnte Bismarck in dieser Situation zum 
Abschluss eines Defensivbündnisses („Schutz- und Trutzbündnisse“) mit 
dem Norddeutschen Bund gegen Frankreich bewegen. 

Bismarck forcierte nun den Konflikt mit Frankreich: Er unterstützte die ange-
botene Übernahme des spanischen Königsthrons durch Leopold von Hohen-
zollern-Sigmaringen, einer katholischen Seitenlinie der preußischen Hohen-
zollern. Frankreich sah darin die Gefahr einer Umklammerung durch Preußen 
und drohte mit Krieg. Daher veranlasste Wilhelm I. Leopold zum Verzicht, doch 

der französische Botschafter drängte Wilhelm I. in Bad Ems zu einer weiteren 

Verzichtserklärung, die dieser höflich zurückwies; in der „Emser Depesche“ 
(13. 7. 1870) berichtete er Bismarck über die Aufdringlichkeit des französischen 

Botschafters. Bismarck veröffentlichte die Depesche in verkürzter, Napoleon III. 
bloßstellender Form, woraufhin Frankreich Preußen den Krieg erklärte 
(19. 7. 1870). Der Norddeutsche Bund und die süddeutschen Staaten traten auf 
Preußens Seite, Frankreich aber fand bei den anderen europäischen Großmäch-
ten keine Verbündeten. Bereits nach sechs Wochen musste Napoleon III. mit 
einem Großteil seiner Truppen in Sedan kapitulieren (2. 9. 1870). Eine republi-
kanisch-französische Regierung versuchte vergeblich, den Krieg fortzusetzen. 

Im Frieden von Frankfurt (Mai 1871) verpflichtete sich Frankreich zur Zah-
lung von fünf Milliarden Goldfrancs Kriegsentschädigung und trat Elsass-Loth-
ringen ab, dessen vorwiegend deutschsprachige Bevölkerung 200 Jahre lang in 
den französischen Staat eingegliedert gewesen war. Für Deutschland war die 
Abtretung der Grenzländer die Krönung der nationalen Einigung und die Um-
kehr der Geschichte seit dem 17. Jahrhundert, für Frankreich eine Frage der 
nationalen Identität. Damit war ein Konfliktpotenzial geschaffen, das das 
deutsch-französische Verhältnis in der Zukunft massiv belastete. 
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Gründung des Kaiserreichs 

In der nationalen Begeisterung über den militärischen Erfolg gelang es Bismarck, 
die süddeutschen Fürsten für die Gründung eines Deutschen Reichs unter preu-
ßischer Führung zu gewinnen. Am 18. Januar 1871 wurde die Reichsgründung 
in einem feierlichen Staatsakt im Spiegelsaal des Versailler Schlosses vollzogen. 
 
 
Skizzieren Sie die Entwicklung Preußens zur deutschen Vormacht vom Beginn 
der 1850er-Jahre bis 1871. 

Interpretieren Sie die Karikatur vor ihrem historisch-politischen Hintergrund. 

M 1: Karikatur aus dem „Kladderadatsch“, 1868 

 

Anmerkung: Das Wolkengebilde am linken oberen Bildrand trägt die Züge Napoleons III. von Frankreich. 
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Gründe für das Scheitern der Revolution: 
• Spaltung der revolutionären Bewegung in radikale Demokraten (linke 

Michelhälfte) und Gemäßigte in Bezug auf die grundlegende Zielsetzung: 
Republik oder Monarchie? sowie die Wahl der Mittel: Revolutionäre Gewalt 
oder Friedfertigkeit um jeden Preis? Die Spaltung zwischen Republikanern 
und Monarchisten bremste zwar den revolutionären Elan der Paulskirche, 
doch war man letztlich in der Lage, Kompromisse zu finden. 

• geografische Zersplitterung: in der Karikatur als Spaltung zwischen Norden 
und Süden dargestellt; Fehlen eines Zentrums, vom dem die Revolution aus-
ging; Kommunikations- und Koordinationsprobleme der Aktionen 

Weitere Gründe für das Scheitern der Revolution: 
• Das frühzeitige Ausscheiden der Bauern als der größten Bevölkerungsgruppe, 

die ihre Ziele bereits im Frühjahr 1848 erreicht sah. 
• Der weitgehende Ausschluss der weiblichen Bevölkerung aus der Revolution, 

die trotz starken Interesses maximal als Zuhörer toleriert wurde. 
• Die Überforderung der Paulskirche und der Revolution insgesamt, die nicht 

nur die Freiheit der Bevölkerung (Menschenrechte, Bürgerrechte, Staatsform) 
zu gestalten hatte, sondern auch die Frage nach der Einheit, d. h. die nach den 

zukünftigen Grenzen Deutschlands, beantworten musste.  
• Ein Gelingen der Revolution wäre mit großer Wahrscheinlichkeit von den 

Nachbarstaaten nicht akzeptiert worden: England fürchtete um das Mächte-
gleichgewicht in Europa; Frankreich wollte eine als nationale Einheit konsti-
tuierte Macht verhindern; Russland befürchtete ein Übergreifen der Revolu-
tion auf das eigene Land. 

Das Kaiserreich 

Stationen des Aufstiegs Preußens zur deutschen Führungsmacht: 
• weiterbestehender Dualismus Preußens und Österreichs nach 1849 
• Überwindung des „Heereskonflikts“ durch den neu berufenen Ministerprä-

sidenten Otto von Bismarck (seit September 1862) und dessen „Lückentheo-
rie“ (legitimes eigenständiges Handeln der Regierung ohne Zustimmung des 
Landtags bei Verfassungslücken) 

• Ausspielen der nationalen Karte durch Bismarck gegenüber der bürgerlichen 
Öffentlichkeit in Preußen und Deutschland 

• Handels- und Zollverträge Preußens (und des Dt. Zollvereins) mit Frankreich 
und England (Freihandelszone des „Cobden-Vertrags“): wirtschaftlicher Auf-
schwung Preußens zum Industriestaat und wirtschaftliche Führungsmacht 
des Zollvereins 

b)
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• 1864 gemeinsam mit Österreich Krieg gegen Dänemark um den Status 
Schleswig-Holsteins: Aufteilung der Verwaltung Schleswig und Holsteins 
zwischen Preußen und Österreich 

• 1866 erfolgreicher Krieg Preußens gegen Österreich und andere Staaten des 
Deutschen Bundes (u. a. Bayern); Annexion aller deutschen Gebiete nördlich 
der Mainlinie (Schleswig-Holstein, Hannover, Kurhessen, Nassau und Frank-
furt); Gründung des Norddeutschen Bundes (mit Sachsen und Hessen-
Darmstadt) unter der Führung Preußens (Verfassung von 1867); Auflösung 
des Deutschen Bundes 

• 1866 Schutz- und Trutzbündnisse der süddeutschen Staaten mit Preußen 
wegen möglicher Gebietsforderungen Frankreichs 

• 1866 Beilegung des „Heereskonflikts“ in Preußen durch die Indemnitätsvor-
lage (nachträgliche Billigung des verfassungswidrigen Vorgehens Bismarcks); 
Zusammenarbeit der neu gegründeten Nationalliberalen Partei mit Bismarck 

• 1870/71 von Bismarck initiierter Deutsch-Französischer Krieg zusammen 
mit den süddeutschen Staaten; schneller Sieg, Annexion Elsass-Lothringens; 
Ausrufung des Deutschen Reiches 1871 in Versailles (erweiterte Verfassung 
des Norddeutschen Bundes als Reichsverfassung von 1871) 

• Preußen als Führungsmacht des Deutschen Reiches unter Wilhelm I. als 
Deutscher Kaiser und Bismarck als Reichskanzler 

 
Inhalte der Karikatur und ihre historischen Zusammenhänge: 
• Bismarck als dominierende Figur im Bildzentrum, der eine mit „Zollverein“ 

beschriftete Brücke über den Main legt: Ausdehnung des Führungsan-
spruchs in Deutschland nach 1866 durch Preußen bzw. dessen politisch 
mächtigen Ministerpräsidenten; Rolle des Zollvereins (seit 1834) als wirt-
schaftliches Band der Deutschen 

• Festung mit der Aufschrift „Nord Bund“ im rechten Hintergrund: Verweis 
auf die zwangsweise Etablierung des „Norddeutschen Bundes“ durch Preu-
ßen als erweiterte Machtbasis Preußens nach 1866 

• drei Personen als Verkörperung der süddeutschen Staaten im linken Bildhin-
tergrund, Haus mit der Aufschrift „Süd Bund“, Alpen als Gebirgszug in Süd-
deutschland: Rolle der süddeutschen Staaten als abwartendes, eher schwa-
ches „Opfer“ der preußischen Expansion (Haus des angedachten, aber nicht 
realisierten „Süd Bunds“ im Vergleich zur Festung „Nord Bund“) 

• Frankreichs Kaiser Napoleon III. als bedrohliche Wolke über den Süddeut-
schen Staaten: französischer Anspruch auf territoriale Gewinne in Süd-
deutschland (links des Rheins) nach dem Preußisch-Österreichischen Krieg 
1866 (als erwartete Belohnung für das Stillhalten Frankreichs) 
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Bildunterschrift: 
• Absicht Bismarcks, mit dem Zollverein eine Brücke über die Main-Linie zu 

den süddeutschen Staaten zu ziehen, wird von diesen als Bedrohung gesehen 
• Beschwichtigung der süddeutschen Länder durch Bismarck 
• Warnung vor Frankreich, Hilfsangebot bei französischer Expansion  

Bildtext: 
Bismarck als der die Regenwürmer (süddeutsche Staaten) verspeisende Hahn: 
Verweis auf die aggressive Komponente der preußischen Expansion 

Aussage der Karikatur: 
• zutreffende Bewertung der Situation in Deutschland um 1868: Dominanz 

Preußens; Werben um eine enge Einbindung der süddeutschen Staaten in 
den preußischen Hegemonieverbund; Frankreich als aggressiver Faktor von 
außen, der Preußen in die Hände spielt; wirtschaftliche Einigung Deutsch-
lands (Zollverein) als Triebkraft des nationalen Zusammenschlusses 

• eventuell kritischer (vielleicht auch bewundernder) Blick auf den Strategen 
Bismarck (sichtbar in der Bildbeschriftung), der als Hahn die Regenwürmer 
(süddeutsche Staaten) fressen wird 

 
Dominante Position des Deutschen Kaisers in der Reichsverfassung von 1871: 
• konstitutionelle Erb-Monarchie 
• Ernennung und Entlassung von Reichskanzler und Regierungsmitgliedern 
• alleinige Verantwortlichkeit für die Außenpolitik und die völkerrechtliche 

Vertretung des Deutschen Reiches 
• Recht der vorzeitigen Parlamentsauflösung mit anschließenden Neuwahlen 

als wichtiges Druckmittel, um eigene Gesetze im Parlament durchzusetzen. 
• Oberbefehl über die Armee 
• großer Einfluss im Bundesrat als König von Preußen (Vetomöglichkeit) 
 
Mächtige Stellung des Reichspräsidenten in der Weimarer Verfassung: 
• direkte Wahl durch das Volk für 7 Jahre 
• Ernennung von Reichskanzler und Reichsminister 
• Oberbefehl über die Reichswehr 
• Recht der Reichstagsauflösung (für höchstens 60 Tage, Art. 25) 
• Notverordnungsrecht (Art. 48): Ausnahmerecht, Außerkraftsetzen von 

Grundrechten; Möglichkeit zu „Präsidialkabinetten“ („Präsidialdiktatur“) 
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Vorwort 

Liebe Schülerinnen und Schüler, 
 
der vorliegende Band Geschichte 2 ermöglicht Ihnen eine gezielte und 
effektive Vorbereitung auf alle Prüfungen im Fach Geschichte. Von Ihnen wird 

immer mehr das Erkennen von Problemen und Zusammenhängen sowie eine 
fundierte Beurteilung verlangt. Selbstständiges Erarbeiten des Stoffes erhält 
stärkeres Gewicht. Damit ist die Eigenverantwortung der Schülerinnen und 
Schüler deutlich gestärkt. Es ist immer mehr Aufgabe jedes Einzelnen, sich 
selbstständig und eigenverantwortlich auf den Unterricht sowie auf bevorste-
hende Klausuren und das Abitur vorzubereiten. Dabei hilft Ihnen dieses Buch. 

• Die Kapitel enthalten das in der Abiturprüfung vorausgesetzte Basiswissen 
an Fakten in zusammenhängender und strukturierter Form. Einstiegsbilder 
zu jedem Kapitel ermöglichen eine inhaltliche Annäherung vor der ersten 
Lektüre und erleichtern den Einstieg.  

• Die Kapitel sind klar strukturiert und übersichtlich gegliedert. Damit werden 
nicht nur die Zusammenhänge deutlich, sondern auch die zur reflektierten 
Bearbeitung notwendigen Bewertungen der historischen Prozesse. 

• Zeittafeln und ein Stichwortverzeichnis ermöglichen Ihnen einen 
schnellen Überblick und den sicheren Zugriff auf relevante Informationen. 

• Zusammenfassende Schaubilder erleichtern das Lernen und bieten An-
sätze für eigene Präsentationen von geschichtlichen Zusammenhängen. 

• Mit den vielfältigen Übungsaufgaben am Ende jedes Kapitels und mate-
rialgestützten Aufgaben im Stil des Abiturs können Sie das Gelernte 
selbstständig anwenden und überprüfen. 

• Der umfassende Lösungsteil am Ende des Bandes gibt Ihnen schließlich die 
Möglichkeit, Ihren Wissensstand schnell und einfach zu überprüfen. 

Wir wünschen Ihnen viel Erfolg bei der Arbeit mit diesem Buch!  

 

 

  

Harald Müller Wolf-Rüdiger Größl Dr. Hans-Karl Biedert 

https://www.stark-verlag.de/YG001?utm_source=produktseite&utm_medium=pdf&utm_campaign=leseprobe


https://www.stark-verlag.de/YG001?utm_source=produktseite&utm_medium=pdf&utm_campaign=leseprobe


 70 r Die bipolare Welt nach 1945 

1 Von der Allianz gegen Hitler zum Kalten Krieg 

22. 6. 1941 Einmarsch deutscher Truppen in der Sowjetunion 

14. 8. 1941 Britisch-amerikanische Atlantik-Charta 

7. 12. 1941 Angriff Japans auf den US-Militärstützpunkt Pearl Harbor auf Hawaii 

1. –22. 7. 1944 Konferenz von Bretton Woods 

22. 7. 1944 Gründung der Weltbank und des Internationalen Währungsfonds (IWF) 

4. –11. 2. 1945 Konferenz von Jalta 

12. 5. 1945 Telegramm Churchills an Truman: Bezeichnung der Abschottung des 
Ostblocks gegenüber dem Westen als „Eiserner Vorhang“ 

24. 6. 1945 Verabschiedung der Charta der Vereinten Nationen in San Francisco 

17. 7. – 2. 8. 
1945 

Konferenz von Potsdam  
(2. 8.: Potsdamer „Abkommen“) 

30. 9. 1947 Gründung des Kommunistischen Informationsbüros (Kominform) 

15. 8. 1948 Teilung Koreas durch USA (Südkorea) und Sowjetunion (Nordkorea) 

25. 1. 1949 Gründung des osteuropäischen Rats für gegenseitige Wirtschaftshilfe 
(RGW oder COMECON) 

25. 6. 1950 Beginn des Koreakriegs 

1.1 Von der „unnatürlichen Koalition“ zu den ersten Konflikten 

Ost-West-Zusammenarbeit im Zweiten Weltkrieg 

Die Sowjetunion und die USA traten 1941 in den Krieg gegen Deutschland 
und seine Verbündeten Japan und Italien ein. Der deutsche Überfall auf die 
Sowjetunion im Sommer und der Angriff Japans auf die US-Flotte in Pearl 
Harbor im Dezember desselben Jahres zwangen die beiden Mächte in eine 
„unnatürliche Koalition“. Die scheinbar einzige Existenzberechtigung der 
Anti-Hitler-Koalition war der gemeinsame Feind. Die gesellschaftspolitischen 
Ordnungsvorstellungen der beiden Mächte waren so verschieden, wie sie nur 
sein konnten.  

Schon kurz nach dem Zustandekommen des Zweckbündnisses gegen Hitler 
tauchten Differenzen auf, da die USA den Aufbau einer zweiten Front gegen 
Hitler, die die russische Kriegführung entlastet hätte, immer wieder hinauszö-
gerten. Die Sowjetunion unterstellte den USA, Russland im Kampf gegen die 
Deutschen verbluten zu lassen.  

Häufig wird der Begriff Kalter Krieg als Synonym zu Ost-West-Konflikt ge-
braucht. Der Konflikt zwischen Ost und West ist aber viel älter als der Kalte 
Krieg. Er wurzelt im 19. Jahrhundert und wurde vom französischen Philoso-
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phen und Politiker Alexis de Tocqueville bereits 1835 als ideologischer Gegen-
satz zwischen demokratischem Prinzip auf der einen Seite und monarchischem 
bzw. despotischem Prinzip auf der anderen beschrieben. Nach dem Sieg der 
Bolschewiki 1917 verschärfte sich dieser Gegensatz noch, schließlich beteilig-
ten sich die USA auch am Umsturzversuch der antibolschewistischen „weißen“ 
Truppen, die 1918 in Russland intervenierten. Erst 1933 entschied Präsident 
F. D. Roosevelt, offizielle diplomatische Beziehungen zu Moskau aufzuneh-
men. Amerikanischer Antikommunismus und sowjetischer Antikapitalis-
mus, beide mit weltweitem Anspruch, schienen nicht viele Möglichkeiten der 
Zusammenarbeit zu eröffnen. Hinzu kam, dass die USA in den 30er-Jahren im 
Inneren nicht nur gegen deutschfreundliche, sondern zunehmend auch gegen 
„kommunistische“ Bestrebungen vorgingen.  

Vor diesem Hintergrund ist es erstaunlich, wie gut die Zusammenarbeit im 
Krieg funktionierte, immerhin stellten die USA den Sowjets von 1941– 45 
Hilfen für rund 43,6 Mrd. Dollar zur Verfügung. Auf der anderen Seite trug die 
Sowjetunion mit über 20 Millionen Toten und großen Zerstörungen des eige-
nen Landes einen bedeutend größeren Anteil der gesamten Kriegslast. Stalin 
kam den Westmächten auch dadurch entgegen, dass er 1943 die „Kommunis-
tische Internationale“ auflöste, die der Förderung der „Weltrevolution“ dienen 
sollte, und somit Konfliktpotenzial beseitigte. Dass 1947 die Nachfolgeorgani-
sation Kominform gegründet wurde, kann als deutlicher Hinweis auf das 
Ende der Allianz und den Beginn des Kalten Kriegs verstanden werden. 

Atlantik-Charta und Kriegskonferenzen 

1941 unterzeichneten Roosevelt und Churchill die Atlantik-Charta, in der sie 
u. a. das Selbstbestimmungsrecht, den freien Handel, die wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und die Freiheit der Meere postulierten. Das waren die bereits 1919 

durch den amerikanischen Präsidenten Wilson vertretenen Grundsätze. Er-
staunlich war aber, dass auch Stalin diese auf der Konferenz von Jalta unter-
zeichnete. Überhaupt waren die Kriegskonferenzen von Teheran bis Jalta (s. 
S. 4 – 8) von weitgehendem Einverständnis der ungleichen Verbündeten ge-
prägt. Die „Großen Drei“ (Churchill, Roosevelt und Stalin) verständigten sich 
über ihre Interessensphären in Europa, die Bildung einer polnischen Regierung 
unter Einbeziehung der Londoner Exilregierung und über die Durchführung 
freier Wahlen in den osteuropäischen Ländern. Roosevelts Vorstellung einer 
„One World“, in der die „Freiheit von Angst“ durch eine internationale Frie-
densordnung garantiert werden sollte, schien in greifbare Nähe gerückt zu sein. 
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Wirtschaftliche Konflikte 

Auch auf wirtschaftlicher Ebene waren es die USA, die im Sommer 1944 die 
ersten Schritte zur Gestaltung der Nachkriegsordnung unternahmen. Sie luden  
zur Konferenz von Bretton Woods im amerikanischen Bundesstaat New 
Hampshire ein. Deren Beschlüsse hatten weitreichende Folgen und bestimmten 
im Wesentlichen die weltwirtschaftliche Zusammenarbeit bis in die 70er-
Jahre. Unter anderem wurden die Weltbank und der Internationale Wäh-
rungsfonds (IWF) gegründet, beides Institutionen, die stark auf die Interessen 
der USA ausgerichtet und von diesen auch weitgehend dominiert waren. Der 
Dollar wurde Leitwährung des internationalen Währungssystems und seine 
Golddeckung spiegelte die Tatsache wider, dass sich zwei Drittel der Welt-
Goldreserven in den Händen der USA befanden. Aufgabe der Weltbank sollte 
es sein, bei der Finanzierung des Wiederaufbaus im kriegszerstörten Europa, 
später auch bei der Entwicklung in Afrika, Asien und Lateinamerika zu helfen. 
Der Währungsfonds sollte den internationalen Zahlungsverkehr und die Kredit-
vergabe gewährleisten und überwachen. Die Sowjetunion und ihre Satelliten-
staaten traten diesen beiden Gremien nicht bei, da sie zu Recht eine Bevormun-
dung durch die USA befürchteten. Noch 1945 beantragte die Sowjetunion in 
Jalta einen Wiederaufbaukredit der USA, was von den USA ignoriert wurde. Im 
Dezember 1945 verweigerte die Sowjetunion die Unterschrift unter die Be-
schlüsse von Bretton Woods. Damit führte Stalin die kommunistische Welt in 

die wirtschaftliche und finanzielle Isolierung. Sie baute mit dem Rat für gegen-
seitige Wirtschaftshilfe (RGW oder COMECON, 25. 1. 1949) eine eigene 
Wirtschaftsgemeinschaft mit eigenem Finanzsystem auf. 

Kampf um Einflusssphären 

In den Jahren 1945 –1948 zeigte sich in verschiedenen Regionen, dass die Inte-
ressen und Wahrnehmungen der Kriegspartner divergierten. Noch 1944 hatte 
man sich in Moskau auf Einflusssphären in Ost- und Südosteuropa geeinigt. 
Nun sah der Westen mit Sorge, dass die Sowjetunion beziehungsweise mit ihr 
verbündete kommunistische Parteien und Kader in den befreiten Ländern Ost-
europas vollendete Tatsachen schufen. So wurde in Polen die Londoner Exilre-
gierung von der Macht ausgeschlossen, stattdessen kam das prosowjetische 
Lubliner Komitee zum Zug. Im Februar 1948 setzte sich auch in der Tschecho-
slowakei der Moskauer Kandidat Klement Gottwald durch. Ähnliche Entwick-
lungen zeigten sich überall dort, wo die Rote Armee stand. In Albanien, 
Bulgarien, Rumänien und Ungarn wurden „Volksdemokratien“ nach sowjeti-
schem Muster eingerichtet. Lediglich Jugoslawien unter Ministerpräsident Tito 

gelang es, den sowjetischen Einfluss in Grenzen zu halten und seine Eigen-
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ständigkeit zu bewahren. Die Kommunisten in Jugoslawien konnten sich als 
Führer der Partisanenbewegung gegen Hitlers Besatzungsmacht auf die Zustim-
mung der Bevölkerung stützen. Im Sommer 1946 erhielten die kommunisti-
schen Partisanen Griechenlands Unterstützung von ihren kommunistischen 
Nachbarstaaten, ohne sich aber entscheidend durchsetzen zu können. 

Zu Differenzen kam es auch im Nahen und Mittleren Osten. Die Sowjet-
union weigerte sich 1945/46, die im Krieg besetzten nördlichen Provinzen 
Irans zu räumen und ließ hier eine sowjetfreundliche Republik Persisch-Aser-
baidschan ausrufen. Nur durch starken politischen Druck der USA und die 
Einschaltung des UN-Sicherheitsrates konnte sie schließlich zum Rückzug be-
wegt werden. Im Hinblick auf die Türkei forderte die Sowjetunion eine Mit-
kontrolle des Bosporus, der für die sowjetische Flotte einen wichtigen Zugang 
zu den Weltmeeren darstellte, und meldete Ansprüche auf Gebiete an, die frü-
her zum Zarenreich gehört hatten, beides ohne Erfolg. 
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1.2 Die deutsche Teilung 

Besatzungspolitik 

In Deutschland regierten die Sowjets gemäß den Absprachen der Potsdamer 
Konferenz vom Juli/August 1945 (s. S. 43 ff.) gemeinsam mit den USA, 
Großbritannien und Frankreich als Besatzungsmacht. Jede der vier Besatzungs-
zonen wurde von einem Befehlshaber der jeweiligen Besatzungsmacht regiert, 
wobei ein Alliierter Kontrollrat (s. S. 30 f.) die Einheitlichkeit der Besatzungs-
politik herstellen und das in vier Sektoren geteilte Berlin regieren sollte. Stalin 

hatte die deutschen Gebiete östlich von Oder und Neiße eigenmächtig verteilt: 
Das Königsberger Gebiet ging an die Sowjetunion und der Rest wurde unter 
polnische Verwaltung gestellt. Es fand also eine Westverschiebung Polens 
statt, das Gebiete östlich der Curzon-Linie an Russland abtreten musste und 
dafür auf Kosten Deutschlands entschädigt wurde. Wider besseres Wissen 
wurde behauptet, in diesem Gebiet gebe es keine deutsche Bevölkerung mehr, 
da diese geflohen sei. 

Die Frage der Reparationen spaltete die Alliierten: Die Sowjetunion wollte 
die Hälfte der Gesamtsumme von 20 Mrd. Dollar und außerdem sollten Repa-
rationsforderungen durch Entnahmen aus der laufenden Produktion bedient 
werden. Dem stand die Befürchtung der Westalliierten gegenüber, die not-
wendigen Importe in ihre Zonen nicht mehr bezahlen zu können und eine 
hungernde deutsche Bevölkerung ernähren zu müssen. 

Der Kompromiss trug maßgeblich zur späteren Teilung bei: Die Sowjetunion 
bekam ihre Gebietsforderungen unter dem Vorbehalt einer späteren frie-
densvertraglichen Regelung zugestanden. Dafür wurde ihr der direkte Zugriff 
auf die Produktion der Westzonen versperrt. Im Ergebnis bedeutete das, dass 
die Ostzone ein Vielfaches von den Reparationen und Demontagen ertragen 
musste, die den Westzonen entnommen wurden. Auf beiden Seiten begann 
man sich mit dem Gedanken an eine deutsche Teilung abzufinden: 

Im Osten fand bereits im Herbst 1945 eine Bodenreform statt. Die großen 
landwirtschaftlichen Einheiten wurden zerschlagen und in kaum lebensfähigen 
Stücken von durchschnittlich 5 Hektar an Kleinbauern verteilt. Damit wurde 
einerseits eine ganze gesellschaftliche Elite (Junker) entmachtet, andererseits die 
Voraussetzung zur späteren (1952) Kollektivierung nach sowjetischem Muster 
geschaffen. Die Schwer- und Schlüsselindustrien wurden verstaatlicht. Die 
sowjetische Militäradministration förderte mit Nachdruck den Zusammen-
schluss der SPD mit der KPD zur SED. Die Volkskongress-Bewegung der 
SED bereitete schließlich die Staatsgründung der DDR unter Führung der SED 
vor, obwohl sie als „gesamtdeutsches Angebot“ immer auch die Westparteien 
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einlud, die sich aber daran nicht beteiligen wollten. Vermutlich hatte sich die 
Sowjetunion bereits 1946 von der Vorstellung einer gesamtdeutschen Lösung 
verabschiedet und wollte nun ihre Zone nach ihrem Gesellschaftsmodell um-
gestalten. Die Verantwortung für die Teilung sollte der Westen übernehmen. 

1.3 Der Koreakrieg 

Zu Auseinandersetzungen kam es auch über die Zukunft Koreas, das zur Kon-
kursmasse des japanischen Kolonialreiches gehörte. Korea wurde im Norden 
von der Sowjetunion, im Süden von den USA befreit und vorläufig besetzt. Da 
man sich nicht auf gemeinsame Prinzipien für freie Wahlen in ganz Korea eini-
gen konnte, etablierte jede der Besatzungsmächte einen Staat nach eigenem 
Muster bzw. Interesse. Am 15. August 1948 wurde Südkorea, wenig später der 
Norden selbstständiger Staat. Im Norden entstand so das kommunistische 
Regime von Kim Il Sung, im Süden ein autoritäres, westlich orientiertes 
Präsidialsystem. Die spannungsreiche Koexistenz wurde am 25. Juni 1950 
durch den Überfall des Nordens auf den Süden beendet. Die Nordkoreaner 
überschritten die Demarkationslinie am 38. Breitengrad und drangen weit nach 
Süden vor. Die Reaktion der USA war schnell und rigoros: Mit Legitimation 
durch den Sicherheitsrat, der wegen eines sowjetischen Boykotts nicht durch 
ein Veto gelähmt werden konnte, gelang es, die Frontlinie nach Norden fast bis 
an die chinesische Grenze zurückzutreiben. Darauf rückten 300 000 „Freiwil-
lige“ aus dem inzwischen kommunistischen China nach Korea ein und zwangen 
die Amerikaner zum Rückzug, der sich an der alten Demarkationslinie stabili-
sierte. Am 10. Juni 1951 wurden Waffenstillstandsverhandlungen aufge-
nommen, die erst am 27. 7. 1953 zum Abkommen von Panmunjon führten. 
Es legte die Grenze wieder auf den 38. Breitengrad fest, schuf eine entmilitari-
sierte Zone und setzte eine neutrale Überwachungskommission ein. 
 
 
Beschreiben Sie die wichtigsten Entwicklungen im Ost-West-Verhältnis zwi-
schen 1941 und 1949. 

Beschreiben und erläutern Sie die Karte zur Expansion des sowjetischen 
Machtbereichs auf Seite 73. 

Aufgabe 12 

Aufgabe 13 
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darunter links: zertrümmerter Reichsadler mit Hakenkreuz, Hitler-Bild in zer-
brochenem Rahmen, im Hintergrund rauchende Ruinen zerstörter Städte; 

rechts: drei Deutsche (evtl. Vater, Mutter, Tochter), die zwei abziehenden Solda-
ten (der eine davon US-Amerikaner) hinterher blicken; 

Behrendt zeigt, dass für unterschiedliche Personengruppen bzw. aus unter-
schiedlicher Perspektive betrachtet das Kriegsende am 8. Mai 1945 unterschied-
liche und konträre Bewertungen erfahren hat (und erfährt). 

Zur Stellungnahme: offener Erwartungshorizont 

Die bipolare Welt nach 1945 

Der deutsche Überfall auf die Sowjetunion und der japanische Angriff auf Pearl 
Harbor 1941 führen zum Kriegseintritt der Sowjetunion und der USA und da-
mit zu einer „unatürlichen Koalition“ dieser Großmächte; das Zweckbündnis 
der Anti-Hitler-Koalition kann letztlich nicht über die grundlegenden Gegen-
sätze zwischen dem kapitalistisch-liberaldemokratischen Modell der USA und 
der planwirtschaftlich-kollektivistischen Wirtschafts- und Gesellschaftsord-
nung der Sowjetunion hinwegtäuschen. 
Nach Kriegsende Kampf um Einflusssphären, beginnende Blockbildung; in de-
ren Folge Gründung zweier deutscher Staaten 1949; Ausbruch des Korea-
Krieges 1950; siehe S. 72 –75. 
 
Die Karte zeigt den Gebietsumfang des sowjetischen Machtbereichs nach 1945. 
Zur Verdeutlichung der Entwicklungen sind neben den neuen Grenzverläufen 
die Vorkriegsgrenzen eingezeichnet. Für Deutschland und Österreich sind die 
Grenzen der Besatzungszonen markiert, besonders gekennzeichnet sind zudem 
die Viersektorenstädte Berlin und Wien. Die als „Eiserner Vorhang“ bezeich-
nete Grenze des sowjetischen Machtbereichs, die zur Konfliktlinie im Kalten 
Krieg wurde, reicht von der Lübecker Bucht bis zur Adria. In den Ländern Ost- 
und Mitteleuropas (Polen, Ungarn, Tschechoslowakei, Rumänien, Bulgarien, 
Jugoslawien) hatte die Sowjetunion spätestens mit Kriegsende die kommunisti-
schen Kräfte unterstützt, für einen entsprechenden Regimewechsel gesorgt und 
in der Folge ein System von Satellitenstaaten errichtet (Comecon bzw. RGW; 
Warschauer Pakt). In Polen setzten sich die Kommunisten 1947 gegen andere 
politische Kräfte durch, in der Tschechoslowakei kam es 1948 zu einem Staats-
streich mit kommunistischer Machtübernahme; auch in den übrigen osteuro-
päischen Staaten kam es zur Bildung von Volksdemokratien; ebenso in der 
1949 gegründeten Deutschen Demokratischen Republik. – Die Karte verzeich-
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net für die DDR (1953), Ungarn (1956), Tschechoslowakei (1968) und Polen 
(1980) Aufstände gegen die kommunistischen Regime, die jeweils gewaltsam 

niedergeschlagen bzw. durch Ausrufen des Kriegsrechtes (Polen 1981) unter-
drückt wurden. 
 
Für den Beginn des Kalten Krieges gibt es verschiedene Erklärungsansätze: 
• traditionelle Ansicht (S. 79) 
• revisionistische Theorie (S. 79 f.) 
• Postrevisionisten /Realisten (S. 88) 
 
Truman-Doktrin; die Containment-Politik (Politik der Eindämmung) wurde 
seit 1947 von den USA gegenüber der UdSSR verfolgt und markiert das Ausein-
anderbrechen der Anti-Hitler-Koalition; Ziel dieser Politik ist die Verhinderung 
der Ausbreitung des kommunistischen Machtbereiches bzw. dessen Eindäm-
mung; Marshall-Plan als Bestandteil der Containment-Politik; s. S. 77 f. 

Die „Zwei-Lager-Theorie“, von dem Leningrader Parteisekretär der KPdSU 
Schdanow als Antwort auf die Truman-Doktrin formuliert, geht davon aus, 
dass sich zwei Lager unversöhnlich gegenüberstünden: das „imperialistische 
und antidemokratische“ unter Vorherrschaft der USA und das „antiimperialis-
tische und demokratische“ unter Führung der Sowjetunion; s. S. 78. 
 
Kennzeichen der UNO während des Kalten Krieges (S. 99): 
• Wirkungslosigkeit durch sowjetische Blockadepolitik (Propagandabühne) 
• Machtlosigkeit des UN-Generalsekretärs 
 
Berlin- und Kubakrise markierten einen entscheidenden Wendepunkt im Kal-
ten Krieg: den Beginn der Entspannungspolitik (S. 90 – 93). Diese Krisen 
hatten das Risiko der wechselseitigen nuklearen Vernichtung aufgezeigt. Sogar 
der Weltraum war nach dem „Sputnik-Schock“ durch den ersten russischen 

Satelliten (1957) mit Raumfahrtprogrammen in die jeweilige Aufrüstung ein-
bezogen worden. Das atomare Patt beider Seiten sorgte in den 60er-Jahren für 
ein „Gleichgewicht des Schreckens“. Trotz ihrer Rivalität waren daher die USA 

und die UdSSR in den Folgejahren um Deeskalation, Entspannung („Detente“) 
und Kooperation bemüht.  

Obwohl das gemeinsame Interesse in der Vermeidung eines Atomkriegs 
bestand, wäre es jedoch falsch von einer prinzipiellen Interessenharmonie zu 
sprechen. Vielmehr waren die Konkurrenz der Systeme und die prinzipielle 
Vorstellung, das jeweils andere System einmal zu beseitigen, feste Bestandteile 
des östlichen Konzepts der friedlichen Koexistenz sowie der westlichen Vari-
ante des Wandels durch Annäherung. 
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